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Hans-Joachim Hering Dr. Frank Wackers

zielle, logistische und organisatorische 

Herausforderungen. Eine finanzielle Be-

teiligung an den Kosten für die Bereit-

stellung der betrieblichen Coronatests 

hat die Bundesregierung nicht in Aus-

sicht gestellt. 

Umso mehr darf jetzt erwartet wer-

den, dass die großen Anstrengungen 

der Unternehmen bei der Testung und 

den Hygienekonzepten vom Gesetz-

geber gewürdigt werden. Leider sieht 

die Realität oftmals anders aus: Bei 

der Umsetzung der Home-Office-Re-

gelungen in der Corona-Arbeitsschutz-

verordnung sehen sich die Betriebe 

häufig strengen Kontrollen und Über-

prüfungen seitens der Ordnungsbe-

hörden ausgesetzt, die oft an der be-

trieblichen Realität vorbeigehen. Die 

übertriebene deutsche Beamten-

gründlichkeit führt zu großem Unmut 

bei den Betrieben. Und so ist die Un -

zufriedenheit mit dem Krisenmanage-

ment in der Coronapandemie zu 

einem großen Teil auf den deutschen 

Bürokratiewahn zurückzuführen. Will es 

seine Unternehmen nicht noch weiter 

vergraulen, muss Deutschland endlich 

flexibler werden. 

 

Hans-Joachim Hering 

Präsident 

 

Dr. Frank Wackers 

Hauptgeschäftsführer

Die Wirtschaft hat keine Alternative. 

Will sie verhindern, dass eine Testpflicht 

eingeführt wird, muss die freiwillige 

Selbstverpflichtung der Spitzenver-

bände zügig in den Unternehmen um-

gesetzt werden. Diese sollen ihren Be-

schäftigten im Betrieb möglichst 

zweimal in der Woche, mindestens 

aber einmal in der Woche einen Test 

anbieten. Eine bundesweite gesetzli-

che Testpflicht wurde damit zunächst 

abgewendet. Dies schließt aber nicht 

aus, dass einzelne Länder eine solche 

Pflicht dennoch einführen. In Sachsen 

ist dies jetzt der Fall.  

Die Bundesregierung will die frei-

willige Umsetzung der Testpflicht 

zudem nachhalten und Anfang April 

entscheiden, ob auf der für den 

12. April 2021 angesetzten nächsten 

Videoschaltkonferenz gesetzlicher 

Handlungsbedarf in der Arbeitsschutz-

verordnung besteht. Unternehmen 

sollten daher aus eigenem Interesse 

zeitnah entsprechende Konzepte um-

setzen und einführen. Wird in Unter-

nehmen effektiv getestet, dürfte der 

Gesetzgeber keine Rechtfertigung 

haben, eine weitergehende Testpflicht 

im April im Verordnungswege einzufüh-

ren  

Die flächendeckende Durchfüh-

rung von kostenlosen Schnelltests und 

die Versorgung mit Selbsttests stellt die 

Unternehmen vor erhebliche finan-

Testen, testen, testen 
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UVH unterstützt Aufruf zur Mitarbeitertestung in den Unternehmen  
Der Unternehmerverband Handwerk 
NRW (UVH) unterstützt die Gemein-
same Erklärung der Spitzenver-
bände der deutschen Wirtschaft zur 
nationalen Test- und Impfstrategie 
der Bundesregierung und appelliert 
an die Handwerksunternehmen, 
ihren Beschäftigten Selbsttests, und 
wo dies möglich ist, Schnelltests an-
zubieten, um Infektionen frühzeitig zu 
erkennen.  

Die Bundesregierung verfolgt zur Be-

kämpfung des Coronavirus (Covid-

19) und der von ihm abgeleiteten 

Mutationen eine erweiterte Teststra-

tegie. Vor diesem Hintergrund haben 

die Spitzenverbände der deutschen 

Wirtschaft am 9. März 2021 eine Ge-

meinsame Erklärung abgegeben und 

appellieren an die Unternehmen, 

ihren Beschäftigten Selbsttests, und 

wo dies möglich ist, Schnelltests anzu-

bieten, um Infektionen frühzeitig zu er-

kennen. 

Eine gesetzliche Verpflichtung zur 

Durchführung von Schnelltests oder 

Zurverfügungstellung von Selbsttests 

besteht für die Unternehmen bisher 

nicht. Allerdings führen zahlreiche Un-

ternehmen im Rahmen ihrer Möglich-

keiten bereits Testungen ihrer Mitar-

beiter durch. Dieses Engagement ist 

in den vergangenen Wochen konti-

nuierlich ausgeweitet worden. Ein 

schnelles Hochfahren der Covid-19-

Impfungen und auch der Testungen 

in Unternehmen kann einen entschei-

denden Beitrag leisten, um das wirt-

schaftliche Leben wieder zu normali-

sieren.  

Arbeitgeber haben bereits in gro-

ßem Maßstab in Hygienemaßnah-

men und Unternehmensinfrastruktur 

investiert, um ihre Belegschaften zu 

schützen, mobiles Arbeiten zu ermög-

lichen und das wirtschaftliche Leben 

und damit den sozialen Zusammen-

halt aufrechtzuerhalten. Die kosten-

lose Durchführung von Schnelltests 

bzw. die Zurverfügungstellung von 

Selbsttests für die Beschäftigten stellt 

die Unternehmen jetzt erneut vor er-

hebliche  finanzielle, logistische und 

organisa torische Herausforderungen. 

Der Unternehmerverband Handwerk 

NRW (UVH) dankt allen Unternehmen 

für die Wahrnehmung ihrer gesamt-

gesellschaftlichen Verantwortung und 

ihren Beitrag zur Bekämpfung der 

Pandemie und bittet die Betriebe 

darum, ihr Engagement bei den Be-

schäftigtentestungen weiter fortzuset-

zen und wenn möglich zu erhöhen. 

Alle Handwerksorganisationen stehen 

den Unternehmen dabei beratend 

und unterstützend zur Seite. z
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Teststrategie: Präsidium von HANDWERK.NRW ruft Betriebe und 
Organisationen des Handwerks zur Unterstützung auf! 
Das Präsidium von Handwerk NRW 
ruft Betriebe und Organisationen des 
Handwerks zur Unterstützung der na-
tionalen Teststrategie der Bundesre-
gierung auf. Hier die aktuelle Erklä-
rung im Wortlaut: 

Die Corona-Pandemie hat uns weiter 

im Griff. Der Ausweg liegt in einer 

schnellen und umfassenden Impfstra-

tegie, für die wir jetzt alle Kräfte mobi-

lisieren müssen. Bis das erreicht ist, müs-

sen wir in den kommenden Monaten 

versuchen, Infektionsketten durch Tes-

tungen und bessere Kontaktverfolgun-

gen frühzeitig zu durchbrechen und si-

chere Bedingungen für die Arbeitswelt 

zu schaffen. 

Vermehrte Tests sind eine wirksame 

Brücke, bis allen Bürgerinnen und Bür-

gern ein Impfangebot gemacht wer-

den kann. Vermehrte Tests sind eine 

Chance, Öffnungen aufrechtzuerhalten 

und wieder zu ermöglichen. Erste Mo-

dellkommunen erproben mit Hilfe von 

Testungen Möglichkeiten für kontrol-

lierte Öffnungen für Veranstaltungen, 

Gastronomie und öffentliche Plätze. Wir 

appellieren deshalb an die Politik auf 

allen Ebenen, die Testinfrastruktur für 

Schnelltests auszuweiten und die Mög-

lichkeiten zur digitalen Kontaktverfol-

gung konsequent zu nutzen.  

http://www.uvh-nrw.de
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Die Spitzenverbände der deut-

schen Wirtschaft haben bereits am 

9. März 2021 in einer Gemeinsamen Er-

klärung an die Unternehmen appel-

liert, ihren Beschäftigten Selbsttests, 

und wo dies möglich ist, Schnelltests 

anzubieten, um Infektionen frühzeitig 

zu erkennen. Auch wir appellieren nun 

an die Betriebe des Handwerks in 

Nordrhein-Westfalen im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten ihren Beschäftigten Tes-

tungen anzubieten. 

Wir wissen, dass dies für die Be-

triebe eine erhebliche Belastung dar-

stellt. Und wir wissen auch, dass es 

nach wie vor schwierig ist, Tests in aus-

reichender Zahl und zu annehmbaren 

Preisen zu erhalten. Aber jeder ein-

zelne Infektionsfall und jeder einzelne 

Quarantänefall kommt die Betriebe 

teuer zu stehen. Wir alle haben ein In-

teresse daran, Infektionsrisiken in Werk-

stätten, auf Baustellen oder im Kun-

denkontakt zu reduzieren. Deshalb 

bleibt auch die Einhaltung von Hygie-

neregeln so wichtig. 

Wir appellieren deshalb auch an 

die verschiedenen Handwerksorgani-

sationen, die Betriebe in ihren Bemü-

hungen nach Kräften zu unterstützen. 

Es gibt inzwischen schon viele Initiati-

ven vor Ort, um den Betrieben durch 

Beratung und Information zur Seite zu 

stehen – oder auch ganz konkret 

durch Beschaffung von Testsets, die zu 

fairen Preisen an die Betriebe weiter-

gegeben werden. 

Dieses Engagement stimmt uns zu-

versichtlich, dass wir im Handwerk trotz 

aller Schwierigkeiten aus eigener Kraft 

und eigener Verantwortung für Hy-

giene und Sicherheit sorgen können. 

Wir danken allen Betrieben und Or -

ganisationen des Handwerks, die in 

dieser Stunde Verantwortung über-

nehmen und ihren Beitrag zur Be-

kämpfung der Pandemie leisten! 

 

Andreas Ehlert 

Hans-Joachim Hering 

Hans Hund
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Gemeinsame Erklärung der Spitzenverbände  
der deutschen Wirtschaft zur Ausweitung des Testangebots  
an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Die Spitzenverbände der deutschen 
Wirtschaft appellieren in einer Erklä-
rung an alle Unternehmen, ihren Be-
schäftigten Selbsttests und – wo dies 
möglich ist – Schnelltests anzubieten, 
um Corona-Infektionen frühzeitig zu 
erkennen.  

„Die Corona-Pandemie ist die größte 

Bewährungsprobe seit dem  Bestehen 

der Bundesrepublik Deutschland. Die 

deutschen Unternehmen stehen um-

fassend zu ihrer gesamtgesellschaftli-

chen Verantwortung und wollen auch 

weiterhin einen wichtigen Beitrag zur 

Pandemiebekämpfung und zum Be-

völkerungsschutz leisten. 

Die Unternehmen haben in gro-

ßem Maßstab in Hygienemaßnahmen 

und Unternehmensinfrastruktur inves-

tiert, um ihre Belegschaften zu schüt-

zen, mobiles Arbeiten zu ermöglichen 

und das wirtschaftliche Leben und 

damit den sozialen Zusammenhalt auf-

rechtzuerhalten. Mit funktionierenden 

Hygienekonzepten und Pandemieplä-

nen sorgen die Unternehmen tagtäg-

lich dafür, dass der Arbeitsplatz ein ver-

gleichsweise sicherer Ort ist. Zugleich 

liegt seitens der Wirtschaft ein umfas-

sendes Angebot zur Einbindung der 

Betriebsärzte in die Impfstrategie vor. 

Wir sehen in der Impfung das zentrale 

Element der Pandemiebekämpfung. 

Bis allen Bürgerinnen und Bürgern 

ein Impfangebot gemacht werden 

kann, wollen wir die Teststrategie von 

Bund und Ländern mit aller Kraft unter-

stützen. Vermehrte Tests sind eine wirk-

same Brücke, die mindestens bis Juni 

notwendig sein wird. Wir wollen in die-

ser Zeit unsere gesamtgesellschaftliche 

Verantwortung durch eine vorüberge-

hende substanzielle Ausweitung der 

Testung realisieren. Zahlreiche Unter-

nehmen führen im Rahmen ihrer Mög-

lichkeiten bereits Testungen ihrer Mitar-

beiter durch. Wir sehen, dass dieses 

Engagement in den vergangenen Wo-

chen kontinuierlich ausgeweitet wurde. 

Aus diesem Grunde appellieren 

die Spitzenverbände der deutschen 

Wirtschaft an die Unternehmen, ihren 

Beschäftigten Selbsttests, und wo dies 

möglich ist, Schnelltests anzubieten, 

um Infektionen frühzeitig zu erkennen. 

Die aufrufenden Verbände reprä-

sentieren Unternehmen mit mehr als 

90 Prozent der 30 Millionen sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigten im pri-
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vaten Sektor. Wir werden alles Erdenk-

liche dafür tun, dass die Unternehmen 

diesem Aufruf folgen und damit einen 

entscheidenden Beitrag zur Auswei-

tung der Tests in Deutschland leisten. 

Das kann Infektionen früher erkennen 

und Ansteckungen verringern. 

Wir übernehmen Verantwortung 

und wollen die Teststrategie entschie-

den unterstützen. 

BDA, BDI, DIHK und ZDH werden die 

Unternehmen – parallel zu diesem Auf-

ruf – in einer raschen und umfangrei-

chen Informationskampagne über 

Möglichkeiten der Testung beraten. Wir 

werden die Öffentlichkeit fortlaufend 

und von Beginn an über unsere Aktivi-

täten und die Anzahl der teilnehmen-

den Unternehmen unterrichten.“ z
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Gemeinsame Aktion der Sozialpartner in der Bauwirtschaft:  
Corona-Testung in den Infektionsschutz einbeziehen 
Der Zentralverband des Deutschen 
Baugewerbes (ZDB), der Hauptver-
band der Deutschen Bauindustrie 
(HDB), der Bundesinnungsverband des 
Gebäudereiniger-Handwerks (BIV) 
und die Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt (IG BAU) haben sich auf 
eine gemeinsame Aktion zur Stärkung 
des Infektionsschutzes durch betrieb-
liche Corona-Tests geeinigt. Dabei 
aktiv unterstützen wird die Berufsge-
nossenschaft der Bauwirtschaft (BG 
BAU) – mit Beratung, einem umfassen-
den Informationsangebot sowie der 
Begleitung durch ihren Arbeitsmedizi-
nischen Dienst (AMD).  

Die Coronavirus-Pandemie hat die 

Welt seit einem Jahr fest im Griff. Wich-

tigstes Ziel ist nach wie vor, das Infekti-

onsgeschehen einzudämmen. Ein wei-

terer Bestandteil der Gesamtstrategie 

sind Corona-Testungen, insbesondere 

bis größere Teile der Bevölkerung ge-

impft sind.  

„Die Sozialpartner der Bauwirt-

schaft haben sich erneut auf weitere 

Infektionsschutzmaßnahmen in der 

Branche verständigt, indem das 

Thema Testen stärker in den Fokus ge-

rückt werden soll. Corona-Testungen 

können insgesamt ein weiterer Bau-

stein in der Pandemie sein, der für si-

cheres Arbeiten auf Baustellen sorgt. 

Die BG BAU wird bei der Umsetzung 

unterstützen“, sagt Felix Pakleppa, 

Hauptgeschäftsführer des Zentralver-

bandes Deutsches Baugewerbe.  

Für den betrieblichen Einsatz von 

Corona-Tests bietet die BG BAU ab so-

fort ein umfassendes Informations- und 

Beratungsangebot. Außerdem berät 

und begleitet der Arbeitsmedizinische 

Dienst der BG BAU Beschäftigte und 

Unternehmen der Bauwirtschaft und 

baunahen Dienstleistungen beim 

Thema Corona-Testung. Nach entspre-

chender ärztlicher Einschätzung kann 

der AMD in seinen Zentren auch selbst 

Tests durchführen. Die medizinischen 

Expertinnen und Experten des AMD 

werden Mitgliedsunternehmen und Be-

schäftigte zudem mit einer eigens ein-

gerichteten Hotline von 8 bis 20 Uhr bei 

allen Fragen rund um das Thema Tes-

ten beraten.  

René Hagemann-Miksits, stellver-

tretender Hauptgeschäftsführer des 

Hauptverbandes der Deutschen Bau-

industrie, sagt: „Die Bauwirtschaft ist 

bislang gut durch die Corona-Krise ge-

kommen. Damit das so bleibt, unter-

stützen unsere Unternehmen selbst -

verständlich die Durchführung von 

freiwilligen, regelmäßigen Tests. Diese 

sind durchaus eine sinnvolle Zwischen-

lösung zur Eindämmung des Pande-

miegeschehens. Die jetzt verfügbaren 

Corona-Schnelltests machen die An-

wendung für Unternehmen deutlich 

einfacher.“  

Robert Feiger, Bundesvorsitzender 

der IG BAU, ergänzt: „Weil zum jetzigen 

Zeitpunkt noch nicht allen Beschäftig-

ten ein Impfangebot gemacht wer-

den kann, sind Corona-Tests wichtig. 

Sie sind eine sinnvolle Maßnahme, um 

Beschäftigte vor einer möglichen An-

steckung und COVID-19-Erkrankung zu 

schützen. Der Infektionsschutz der Be-

schäftigten ist in diesem Falle auch 

Gesellschaftsschutz. Das betrifft ge-

rade auch die Gebäudereinigerinnen 

und Gebäudereiniger, die mit ihrer en-

gagierten Arbeit die Hygienegaranten 

in der Pandemie sind. Das zusätzliche 

Beratungsangebot der BG BAU und 

das Angebot des AMD, Tests für Be-

schäftigte der Bauwirtschaft und bau-

nahen Dienstleistungen anzubieten 

sind sehr wichtige Signale und eine 

sinnvolle Unterstützung.“  

Johannes Bungart, Geschäftsführer 

beim Bundesinnungsverband des Ge-

bäudereiniger-Handwerks, führt aus: 

„Die Beschäftigten im Reinigungs -

gewerbe sind seit Monaten mit an-

spruchsvollen Hygienekonzepten im 

Dauereinsatz und sorgen in der  

http://www.uvh-nrw.de
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Überbrückungshilfe III kann beantragt werden 

Bei den Corona-Überbrückungshil-
fepakten I bis III des Bundes geht es 
um Zuschüsse für Betriebe, die pan-
demiebedingt in bestimmten Mona-
ten erhebliche Umsatzrückgänge zu 
verzeichnen hatten beziehungs-
weise noch haben. Während die 
Überbrückungshilfe I ausgelaufen ist, 
kann die Überbrückungshilfe II für 
Umsatzrückgänge in den Monaten 
September bis Dezember 2020 noch 
bis zum 31. März 2021 beantragt 
werden. Seit dem 10. Februar gibt es 
nun zusätzlich das Hilfepaket III, das 
die Monate November 2020 bis Juni 
2021 abdeckt. Anträge können bis 
zum 31. August 2021 gestellt wer-
den. Maßgeblich sind betriebliche 
Fixkosten, die anteilig erstattet wer-
den können. Auch Ausbildungsver-
gütungen sind erstattungsfähig. 

Für die Überbrückungshilfe III kommen 

insbesondere in Betracht: 

Unternehmen, die seit dem letz-

ten Dezember von den zusätzlichen 

Schließungen ab 16. Dezember 2020 

betroffen sind, zum Beispiel Friseure, 

Unternehmen, die in 2021 weiter von 

den seit dem 28. Oktober 2020 be-

schlossenen Schließungen betroffen 

sind, zum Beispiel Kosmetiker, und Un-

ternehmen, die zwar nicht geschlos-

sen sind, aber auch 2021 erhebliche 

Umsatzeinbußen haben. Antragsbe-

rechtigt sind Unternehmen, die in min-

destens einem Monat von November 

2020 bis Juni 2021 einen Umsatzrück-

gang vom mindestens 30 Prozent im 

Vergleich zum Referenzmonat 2019 zu 

verzeichnen hatten. Die prozentuale 

Erstattung der Fixkosten für den För-

derzeitraum ist abhängig vom kon-

kreten Umsatzrückgang im betreffen-

den Monat: 

Bei Umsatzrückgängen zwischen 30 –

und 50 Prozent werden 40 Prozent 

der Fixkosten erstattet. 

Bei Umsatzrückgängen zwischen 50 –

und 70 Prozent werden 60 Prozent 

der Fixkosten erstattet. 

Bei Umsatzrückgängen über 70 Pro-–

zent werden 90 Prozent der Fixkos-

ten erstattet. 

Für junge Unternehmen, die zwischen 

dem 1. August 2019 und 30. April 2020 

gegründet worden sind, gilt als Ver-

gleichszeitraum für Umsatzverluste 

das dritte Quartal 2020. Betriebe, die 

erst nach dem 30. April 2020 gegrün-

det worden sind, sind nicht antrags-

berechtigt. Eine Doppelförderung ist 

ebenfalls ausgeschlossen. Daher sind 

Unternehmen, die die November- 

oder Dezemberhilfe erhalten haben, 

für diese beiden Monate nicht an-

tragsberechtigt. Leistungen nach der 

Überbrückungshilfe II für November 

und Dezember 2020 werden auf die 

Überbrückungshilfe III angerechnet. 

Die geltend gemachten Umsatzrück-

gänge und betrieblichen Fixkosten 

5

Pandemie für Sicherheit, zum Beispiel 

in Arztpraxen, Pflegeheimen oder Klini-

ken. Regelmäßige Corona-Testungen 

mit Unterstützung des AMD der BG 

BAU können helfen, das Ansteckungs-

risiko zu verringern und den betriebli-

chen Infektionsschutz in besonders ge-

fährdeten Bereichen zu verbessern – 

zumindest solange, bis mehr Beschäf-

tigte geimpft sind. Die Betriebe allein 

sind mit dieser Aufgabe finanziell und 

logistisch überfordert.“  

„Trotz aller Schutzmaßnahmen las-

sen sich nicht sämtliche Infektionen 

verhindern. Darum kann der Einsatz 

von Corona-Tests im betrieblichen 

Umfeld sinnvoll sein“, so Hansjörg 

Schmidt-Kraepelin, stellvertretender 

Hauptgeschäftsführer bei der BG BAU. 

„Das Angebot an Corona-Tests ist 

groß und für viele unübersichtlich. 

Auch der korrekte Umgang mit den 

Tests ist nicht für jeden selbsterklärend. 

Deshalb haben wir für unsere Mit-

gliedsunternehmen und für Versi-

cherte ein zusätzliches Beratungs- und 

Informationsangebot zu genau diesen 

Fragen erstellt“, erklärt Schmidt-Krae-

pelin.  

Damit Corona-Tests zur Eindäm-

mung des Pandemiegeschehens bei-

tragen können, müssen diese korrekt 

und regelmäßig durchgeführt werden. 

Die BG BAU empfiehlt beispielsweise  

Testen von Beschäftigten mit erhöh-–

tem Kundenkontakt  

Testen von Beschäftigten, die in –

wechselnden Teams tätig sind  

Testen von Beschäftigten bei Infek-–

tionsgeschehen im Arbeitsumfeld, 

zum Beispiel in Krankenhäusern oder 

Pflegeheimen  

Testen von Rückkehrenden von –

Dienstreisen aus Risikogebieten  

Die BG BAU unterstützt Unternehmen 

und Versicherte seit Beginn der 

 Pandemie beim Umgang mit dem 

 Coronavirus, so nun auch mittels einer 

Sonderwebsite zum Thema Corona-

Tests. z
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sind durch einen Steuerberater, Wirt-

schaftsprüfer oder Rechtsanwalt zu 

prüfen und zu bestätigen. Nur dieser 

kann auch den Antrag über die On-

line-Plattform stellen. 

Unter anderem werden folgende 

betrieblichen Fixkosten anerkannt: 

Mieten und Pachten (Gebäude, –

Fahrzeuge oder Maschinen) 

Finanzierungskosten (Zinsaufwen-–

dungen für Kredite) 

Lohnkosten für Auszubildende inklu-–

sive Sozialversicherungsbeiträge 

und sonstige Kosten der Ausbildung 

Kammerbeiträge und weitere Mit-–

gliedsbeiträge 

Versicherungsbeiträge, Abonne-–

ments oder Grundsteuern 

Aufwendungen für Personal, das –

Kurzarbeit nicht nutzen kann (Pau-

schale in Höhe von 20 Prozent der 

übrigen förderfähigen Fixkosten) 

Modernisierungs-, Renovierungs- –

und Umbaumaßnahmen zur Umset-

zung von Hygienekonzepten. Erstat-

tet werden Kosten bis zu 20.000 Euro 

monatlich, die im Zeitraum März 

2020 bis Juni 2021 angefallen sind. 

Ausgaben für Elektrizität, Wasser, –

Heizung, Reinigung und Hygiene-

maßnahmen 

Der Handwerkskammerbeitrag ge-

hört zu den förderfähigen betriebli-

chen Fixkosten im Rahmen der Über-

brückungshilfe III. Voraussetzung ist, 

dass der Beitrag innerhalb des maß-

geblichen Förderzeitraums (Novem-

ber 2020 bis Juni 2021) gezahlt wird. 

Eine Detailübersicht steht in der FAQ-

Liste des Bundeswirtschaftsministeri-

ums im Internet unter www.ueber-

brueckungshilfe-unternehmen.de. z

UVH fordert rasche Öffnungsperspektiven  
für Handwerksbetriebe 
Im Vorfeld der Bund-Länder-Konfe-
renz der Bundeskanzlerin mit den Re-
gierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder am 10. Februar 
2021 hatte der Unternehmerverband 
Handwerk NRW (UVH) die nordrhein-
westfälische Landesregierung dazu 
aufgefordert, Öffnungsperspektiven 
für die von Schließungsmaßnahmen 
betroffenen Handwerksbetriebe vor-
zubereiten, die eine schrittweise Öff-
nung ihrer Geschäftstätigkeit ermög-
licht.  

In dem an Ministerpräsident Laschet 

gerichteten Schreiben kritisiert der Un-

ternehmerverband Handwerk NRW 

auch die komplizierte Beantragung 

und verspätete Auszahlungspraxis bei 

den staatlichen Überbrückungshilfen. 

„Vielen Betriebe steht inzwischen das 

Wasser bis zum Hals. Ihre Rücklagen – 

oft auch das Privatvermögen der Inha-

berfamilien – sind aufgebraucht. Wenn 

diese Handwerksbetriebe jetzt nicht 

schnell und unbürokratisch Unterstüt-

zung bekommen, die wie die Novem-

ber- und Dezemberhilfen an die Um-

sätze gekoppelt sind, werden sie die 

nächsten Wochen nicht überstehen. Es 

muss zügig nachgebessert werden, 

sonst droht ein massiver Vertrauensver-

lust in die Handlungsfähigkeit von Poli-

tik und staatlichen Institutionen.“ – so 

UVH-Präsident Hans-Joachim Hering 

und Hauptgeschäftsführer Dr. Frank 

Wackers. In seinem Antwortschreiben 

weist Ministerpräsident Armin Laschet 

darauf hin, dass alle aktuell vorgenom-

menen Eingriffe zeitlich befristet sein 

und sobald wie möglich wieder aufge-

hoben werden müssen. Nachdem die 

Friseure bereits ab dem 1. März 2021 

wieder öffnen durften gehe es jetzt 

vorrangig um die Öffnung des Einzel-

handels. Dazu benötige man innova-

tive Konzepte, um weitere Öffnungen 

mit einem hohen Schutzniveau zu ver-

binden. Zur Frage der Finanzhilfen führt 

Ministerpräsident Laschet aus: „Bezüg-

lich der Finanzhilfen hat die Landes -

regierung den Bund immer wieder 

 eindringlich aufgefordert, die Hilfspro-

gramme für Unternehmen zu ver -

bessern und zu beschleunigen. Ge-

meinsam mit den anderen Ländern 

konnten wir zahlreiche Verbesserungen 

erreichen, unter anderem höhere Ab-

schlagszahlungen, um Liquiditätseng-

pässe abzufedern. Zuletzt hat Bundes-

wirtschaftsminister Peter Altmaier nach 

dem Wirtschaftsgipfel am 16. Februar 

2021 den Wegfall der Umsatzschwelle 

bei der Überbrückungshilfe III, die Ein-

richtung eines Härtefallfonds für die Un-

ternehmen sowie eine Nachbesserung 

bei den Kriterien für die Inanspruch-

nahme von Finanzhilfen angekündigt. 

Wir werden uns hier bei den Beratun-

gen mit dem Bund für möglichst unbü-

rokratische und praxisnahe Regelun-

gen einsetzen.“ z
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NRW-Handwerk mahnt berechenbarere 
Coronastrategie an  
Das Handwerk war in der Corona-Re-
zession bislang ein wesentlicher Sta-
bilitätsanker für den Arbeitsmarkt, für 
die Wachstumsentwicklung und das 
Steueraufkommen des Staats. Mit der 
Ausweitung des Lockdowns fürchtet 
nun aber auch der beschäftigungs-
intensive Wirtschaftssektor, dem in 
NRW 191.000 Betriebe mit 1,2 Mio. Er-
werbstätigen angehören, um die 
Fortexistenz vieler Unternehmen vor 
allem in Dienstleistungs- und Ernäh-
rungsberufen. Besonders akut seien 

Neugründer und Soloselbstständige 
betroffen.  

Ein Positionspaper, das der Vorstand 

der Dachorganisation HANDWERK.

NRW verabschiedete, würdigt die bis-

herigen Stabilisierungshilfen von Land 

und Bund, listet aber auch weitere po-

litische Handlungserfordernisse auf. „Es 

geht dabei auch um Vertrauen in den 

Unternehmen des gewerblichen Mit-

telstands, die jetzt massiv unter Schlie-

ßungen und Umsatzeinbußen leiden, 

obwohl sie geeignete Schutzmaßnah-

men gewährleisten“, ordnete der Prä-

sident von HANDWERK.NRW Andreas 

Ehlert den Vorstoß ein.  

Die betroffenen Betriebe bräuch-

ten dringend eine Öffnungsperspek-

tive. Diese müssen auf einer wirksamen 

Bekämpfung der Pandemie auf-

bauen: „Jetzt müssen wir Impfungen 

vorantreiben und Risikogruppen wirk-

sam schützen.“ Angesichts zunehmen-

der Verunsicherung komme es darauf 

an, den Menschen im Handwerk und 

in anderen Bereichen der Gesellschaft 

eine „verlässliche und berechenbare 

Perspektive“ zu geben. Dazu gehöre, 

den betroffenen Branchen aufzuzei-
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Ausbildungskonsens NRW: Weitere Maßnahmen zur Stärkung der 
beruflichen Ausbildung in Zeiten der Pandemie vereinbart 
Im jüngsten Ausbildungskonsens 
NRW unter der Leitung von Schulmi-
nisterin Yvonne Gebauer, Arbeitsmi-
nister Karl-Josef Laumann und Wirt-
schaftsminister Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart wurden weitere Maßnah-
men vereinbart, damit Jugendliche 
auch in Zeiten von Kontaktbeschrän-
kungen und Distanzunterricht eine 
bestmögliche berufliche Orientie-
rung und Ausbildungsplatzvermitt-
lung erhalten. 

Der Ausbildungskonsens NRW ist das 

Spitzengremium von Landesregierung, 

Wirtschaft, Gewerkschaften, Kammern 

und dem Verband Freier Berufe Nord-

rhein-Westfalen, der Bundesagentur für 

Arbeit und den Kommunalen Spitzen-

verbänden. Es legt wichtige Weichen-

stellungen im Bereich Berufsorientie-

rung und Ausbildung. 

Verstärkt werden neue und digi-

tale Angebote der Orientierung und 

Vermittlung bei der Besetzung von 

Ausbildungsstellen eingesetzt. Zur Be-

kämpfung des Passungsproblems zwi-

schen nachfragenden Jugendlichen 

und angebotenen Ausbildungsstellen 

wurden ergänzende personelle Kapa-

zitäten geschaffen. Rund 800 zusätzli-

che betriebliche Ausbildungsplätze 

sind mit dem „Ausbildungsprogramm 

NRW“ gefördert worden. 

Unter der Dachmarke „Ausbildung 

jetzt!“ werden Jugendliche landesweit 

mit zielgruppengerechten Maßnah-

men der Öffentlichkeitsarbeit zur Aus-

bildungsplatzsuche animiert. Weiter 

sind ein umfangreiches Handlungskon-

zept und finanzielle Unterstützung in 

Millionenhöhe beschlossen worden. Es 

soll gezielt dort eingesetzt werden, wo 

besondere Herausforderungen durch 

die Corona-Krise entstanden sind. 

Darüber hinaus wurde eine Inter-

netseite freigeschaltet, auf der die Be-

rufsorientierungs-, Berufsberatungs- 

und Ausbildungsaktivitäten aller Part-

ner als Best Practices aufgeführt und 

transparent gemacht werden. Zudem 

gibt es nun für alle kommenden Akti-

vitäten das gemeinsame Logo „Aus-

bildung jetzt!“. 

Nähere Informationen zur Initiative 

„Ausbildung jetzt!“ des Ausbildungs-

konsenses NRW und Beispiele guter 

Praxis aus den Kommunen unter: 

https://www.mags.nrw/ausbildung 

jetzt. z

https://www.mags.nrw/ausbildungjetzt
https://www.mags.nrw/ausbildungjetzt
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gen, unter welchen Bedingungen eine 

Wiederöffnung des Geschäftsbetriebs 

möglich sei. Überall im Handwerk 

gebe es nach den Erfahrungen der 

vergangenen Monate „überzeu-

gende Hygienekonzepte der Berufs-

genossenschaften, die von den Betrie-

ben schon jetzt oftmals übererfüllt 

werden“, so das Papier. Ergänzend lie-

ßen sich die im medizinischen Sektor 

bewährten FFP2-Masken auch im 

Handwerk bei Verkaufsgesprächen 

oder im Kundenkontakt einsetzen – 

zum Beispiel im Autohaus.  

Vorneweg mahnt die Landes-

handwerksvertretung an, Überbrü-

ckungshilfen schneller zu bewilligen 

und auszuzahlen, und die zugehörigen 

Antragsverfahren zu entbürokratisie-

ren. So stießen Betriebe, die wie die Fri-

seure erst im Dezember vom Lock-

down betroffen wurden, „auf eine 

echte Förderlücke“, so das Papier. Der 

geringe Mittelbabfluss bei den Hilfen 

zeige, dass manche Förderinstrumente 

„zu komplex angelegt sind“. Es drohe 

eine Liquiditätsfalle, weil Unternehmen 

auf staatliche Überbrückungshilfen 

warteten, ohne dass deren Bewilligung 

sichergestellt sei.  

Neben Verbesserungen bei den 

kurzfristigen Krisenhilfen sieht das 

Handwerk aber auch Bedarf für lang-

fristig wirksame Lösungen im Steuer-

recht, von denen alle Betriebe profi-

tierten und die unmittelbar liquiditäts-

sichernd wirkten, und spricht sich für 

Verbesserungen bei den Verlustrück-

trägen und der Thesaurierungsrück-

lage oder bei Sonderabschreibungs-

möglichkeiten aus. „Wir dürfen jetzt 

keine Debatte über neue Belastungen 

führen, sondern müssen die Struktur-

probleme der Unternehmensbesteue-

rung im Mittelstand angehen,“ kom-

mentierte Ehlert die Stoßrichtung.  

Für die Branchen, die noch arbei-

ten könnten, würden aktuell Kita- und 

Schulschließungen zu einem massiven 

Problem, so die Handwerksorganisa-

tion. „Gerade kleine Betriebe können 

schnell lahmgelegt werden, wenn es 

wegen fehlender Betreuungsmöglich-

keiten zu Personalausfällen kommt. 

Hier sei „mehr Kreativität“ gefragt, um 

Betreuung und Schulbetrieb rasch 

wieder breiter zu gewährleisten, argu-

mentiert das Papier.  

Schließlich verursache auch ein 

rückständiges E-Government in Ge-

sundheits- und vielen anderen Verwal-

tungsbehörden Kapazitätsengpässe, 

unnötige Verzögerungen und Kosten. 

„Wir hören von Betrieben, die seit 

einem halben Jahr auf die Erstattung 

von quarantänebedingten Personal-

kosten warten“, so Ehlert. Auch seien 

Kfz-Zulassungsstellen oder Baubehör-

den weiterhin nur eingeschränkt ar-

beitsfähig.  

„Bei allen Herausforderungen, die 

die Betriebe derzeit aushalten müssen, 

hat die Krise aber viele Innovationen 

im Handwerk in Gang gesetzt. Wir kön-

nen stolz darauf sein, dass unsere Be-

triebe mit großer Kreativität und Ver-

antwortungsbereitschaft auf diese 

noch nie dagewesene Herausforde-

rung reagiert haben“, betonte Hand-

werkspräsident Ehlert. Mittelständi-

sches Unternehmertum und berufliche 

Bildung seien „heute wichtiger und 

wertvoller denn je“. z

Termine
15. April 2021, 10.30 Uhr,  

UVH-Vorstand mit Schulministe-

rin Yvonne Gebauer, MdL 

17. Juni 2021, 10.30 Uhr,  

UVH-Vorstand und anschlie-

ßende Konferenz der Vorsitzen-

den der Tarifkommissionen im 

Handwerk 

 

Bitte beachten Sie, dass bislang 

keine Planungen der Sitzungs-

orte vorgesehen sind, da wir 

noch nicht wissen, wie lange Vi-

deokonferenzen notwendig 

sein werden.

http://www.uvh-nrw.de
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HANDWERK.NRW: „Ambitionierte Mittelstandspolitik  
trotz der Corona-Pandemie nicht aus dem Auge verlieren“ 
Aus Sicht der Landeshandwerksor-
ganisation HANDWERK.NRW sollte 
das Land Nordrhein-Westfalen den 
Rest der Wahlperiode dazu nutzen, 
mittelstandspolitische Reformen auf 
den Weg zu bringen und in diesem 
Sinne seinen Einfluss im Bund zur 
Geltung zu bringen.  

„Weit über das Handwerk hinaus wird 

in diesen Tagen deutlich, dass wir in 

der aktuellen Krise alles tun müssen, 

um die wertvollen mittelständischen 

Strukturen unserer Wirtschaftsordnung 

zu stabilisieren und stärken“, betonte 

der Präsident von HANDWERK.NRW, 

Andreas Ehlert, anlässlich seiner Jah-

respressekonferenz. Je besser der Mit-

telstand jetzt durch die Krise kommt, 

desto größer seien die Chancen auf 

eine wirtschaftliche Erholung. Die bis-

herige „Entfesselungspolitik“ des Lan-

des bewertete Ehlert positiv und warb 

dafür, die Bemühungen um Bürokra-

tieabbau und Verwaltungsmoderni-

sierung entschlossen fortzusetzen. 

„Die Corona-Krise hat uns aber vor 

Augen geführt, dass wir in vielen Be-

reichen noch mehr Tempo brau-

chen – zum Beispiel bei Kfz-Zulassun-

gen oder Baugenehmigungen. Durch 

Digitalisierung lässt sich da vieles ver-

einfachen und beschleunigen.“  

Des Weiteren spricht sich das 

NRW-Handwerk dafür aus, ein einheit-

licheres, kompakteres Verwaltungs-

handeln bei Erlassen und Verordnun-

gen in NRW in den Blick zu nehmen. 

Das Übermaß an bundesgesetzlicher 

Regelungsdichte sei vom Land im 

Rahmen einer Bundesratsinitiative be-

reits angegangen; nun müsse eine 

„strukturierte Betrachtung und Bewer-

tung von Erlassen, Verordnungen und 

Verwaltungsrichtlinien“ erfolgen.  

Ehlert mahnte auch eine Novel-

lierung des Mittelstandsförderungsge-

setzes an, wie sie von den Koalitions-

fraktionen im Koalitionsvertrag 2017 

angekündigt worden war: „Um dem 

Bürokratieabbau mehr Drive zu 

geben, wäre ein Initiativrecht der 

Clearingstelle Mittelstand wichtig. 

Dann könnten unmittelbar aus der 

wirtschaftlichen Praxis konkrete Vor-

schläge zur Entschlackung von Büro-

kratie formuliert werden.“  

Ein konkretes Thema für das 

Handwerk ist die Einführung einer Klei-

nen Bauvorlageberechtigung für 

Handwerksmeister. „In vielen Bundes-

ländern funktioniert das ganz hervor-

ragend und trägt zur Minimierung von 

Baukosten und zur Beschleunigung 

von kleineren Bauprojekten bei. Es 

gibt keinen Grund, warum das ausge-

rechnet in Nordrhein-Westfalen nicht 

funktionieren sollte.“ Ehlert verwies 

darauf, dass in den einschlägigen Be-

rufen die Erstellung von Bauvorlagen 

obligatorischer Lernstoff sei: „Unsere 

Meister müssen das können, dann 

sollten sie es auch dürfen.“ Nachdem 

schon in der vergangenen Novellie-

rung der Landesbauordnung NRW 

die Umsetzung trotz aktiven Werbens 

der Landeshandwerksorganisationen 

und der Bauverbände NRW nicht auf-

gegriffen wurde, biete sich nun noch 

einmal die Möglichkeit für den Lan-

desgesetzgeber, dies im laufenden 

Normierungsverfahren nachzuholen.  

Auch die Steuerpolitik hat das 

Handwerk im Blick: „Mir macht ge-

rade Sorge, dass wieder eine wilde 

Debatte darüber geführt wird, dass 

man die Gewinne und Vermögen des 

Mittelstandes stärker besteuern 

müsse. Das Gegenteil ist jetzt notwen-

dig“, hob Ehlert hervor. Wenn wir die 

Wachstums- und Beschäftigungsim-

pulse des Mittelstandes als Antwort 

auf die Corona-Krise nutzen wollen, 

dann müssen wir den Mut zu einer 

durchgreifenden Reform der Einkom-

mensteuer finden. Und der Solidarzu-

schlag gehört vollständig abge-

schafft. Es wäre jetzt auch die 

Gelegenheit, die höchst wetteranfäl-

lige Gewerbesteuer als Sondersteuer 

auf den Mittelstand abzuschaffen 

und den Kommunen eine verlässli-

chere Einnahmemöglichkeit zu ver-

schaffen“, so Ehlert. „Stabile Kommu-

nalfinanzen sind im Übrigen die beste 

Vorkehrung dagegen, dass die Kom-

munen ihr Heil in der wirtschaftlichen 

Betätigung auf Märkten des Hand-

werks und anderer Privatunterneh-

men suchen.“  

Auf Landesebene hat Ehlert ins-

besondere die Grunderwerbsteuer 

und die Grundsteuer im Blick. „Bei der 

Grunderwerbsteuer ist Nordrhein-

Westfalen leider weiterhin Höchststeu-

erland. Das ist kein Ruhmesblatt“, so 

Ehlert. Bei der Grundsteuer verlangt 

das Handwerk eine bürokratiearme 

Lösung abweichend von dem Bun-

desmodell. In Ländern wie Bayern 

und Baden-Württemberg seien nun 

unter-schiedliche Lösungen zum Tra-

gen gekommen, die man sich auch 

hierzulande genau ansehen sollte.  

„In Nordrhein-Westfalen sind in 

den vergangenen Jahren ordentliche 

9



UVH NRW | Georg-Schulhoff-Platz 1 | 40221 Düsseldorf | Telefon: (02 11) 30 82 36 | www.uvh-nrw.de 11

Fortschritte geleistet worden, um die 

Standortbedingungen für mittelstän-

dische Unternehmen zu verbessern – 

zum Beispiel beim Bürokratieabbau 

oder bei der Modernisierung der Ver-

kehrsinfrastruktur. Mir ist wichtig, dass 

das Land nicht die Hände in den 

Schoß legt, sondern am Ball bleibt 

und Mittelstandspolitik als Quer-

schnittsaufgabe aller Ressorts voran-

treibt. Der Glaube an die großen Ein-

heiten hat dem Land über viele Jahr-

zehnte hinweg nicht gut getan,“ re-

sümierte Ehlert. z

Tarifliche Ausbildungsvergütungen  
weiter gestiegen 
Die tariflichen Ausbildungsvergütun-
gen in Deutschland sind 2020 im Ver-
gleich zum Vorjahr im bundesweiten 
Durchschnitt um 2,6 % gestiegen. Der 
Vergütungsanstieg fiel damit geringer 
aus als 2019 (3,8 %) und 2018 (3,7 %). 
Insgesamt lagen die tariflichen 
 Ausbildungsvergütungen 2020 in 
Deutschland bei durchschnittlich 
963 Euro brutto im Monat. 

Für Westdeutschland wurde ein durch-

schnittlicher Betrag von 965 Euro ermit-

telt, in Ostdeutschland waren es 939 

Euro. Prozentual wurden die tariflichen 

Ausbildungsvergütungen 2020 im 

Osten (3,8 %) deutlicher erhöht als im 

Westen (2,6 %). Dies sind zentrale Er-

gebnisse der Auswertung der tarifli-

chen Ausbildungsvergütungen für das 

Jahr 2020 durch das Bundesinstitut für 

Berufsbildung (BIBB).  

Das BIBB wertet die tariflichen Aus-

bildungsvergütungen seit 1976 jährlich 

zum Stichtag 1. Oktober aus. Für 2020 

wurden die durchschnittlichen Vergü-

tungen für 171 Berufe in West- und 114 

Berufe in Ostdeutschland ermittelt und 

in der BIBB-Datenbank „Tarifliche Aus-

bildungsvergütungen“ (www.bibb.de/

ausbildungsverguetung) erfasst. Bei 

der Berechnung der gesamtdeut-

schen Durchschnittswerte sowie der 

Durchschnittswerte für Ost- und West-

deutschland wurden darüber hinaus 

alle Ausbildungsberufe berücksichtigt. 

Inwieweit sich in den aktuellen 

Zahlen bereits Auswirkungen der Co-

rona-Krise niedergeschlagen haben 

oder ob der schwächere Anstieg auf 

den sich zuvor schon abzeichnenden 

wirtschaftlichen Abschwung zurückzu-

führen ist, kann derzeit noch nicht ab-

schließend beurteilt werden. So wur-

den beispielsweise in einigen Branchen 

anstehende Tarifverhandlungen auf-

grund der Corona-Pandemie verscho-

ben, in anderen bereits zuvor festge-

legte Tariferhöhungen umgesetzt. 

Zwischen den Ausbildungsberufen 

bestanden auch 2020 erhebliche Un-

terschiede in der Vergütungshöhe. Die 

im gesamtdeutschen Durchschnitt 

höchsten tariflichen Ausbildungsvergü-

tungen wurden im Handwerksberuf 

Zimmerer/Zimmerin mit monatlich 

1.235 Euro gezahlt. In insgesamt elf Be-

rufen lagen die tariflichen Vergütun-

gen im Durchschnitt über alle Ausbil-

dungsjahre über 1.100 Euro. Dazu 

zählen beispielsweise die Berufe Kauf-

mann/-frau für Versicherungen und Fi-

nanzen (1.105 Euro), Bankkaufmann/-

frau (1.112 Euro) und Maurer/-in (1.174 

Euro). Insgesamt erhielten rund 46 % 

der Auszubildenden, die in einem ta-

rifgebundenen Betrieb lernten, Vergü-

tungen von mehr als 1.000 Euro.  

Bei etwa einem Fünftel der Auszu-

bildenden lagen die tariflichen Ausbil-

dungsvergütungen 2020 unterhalb 

von 800 Euro. Zu ihnen gehören Auszu-

bildende in den Berufen Maler/-in und 

Lackierer/-in (781 Euro), Florist/-in (744 

Euro), Fachverkäufer/-in im Lebensmit-

telhandwerk (741 Euro), Bäcker/-in 

(717 Euro) und Friseur/-in (632 Euro). 

Die insgesamt niedrigsten tariflichen 

Ausbildungsvergütungen gab es mit 

599 Euro im Beruf Schornsteinfeger/-in. 

Zwischen den Ausbildungsberei-

chen unterschieden sich die Ausbil-

dungsvergütungen 2020 ebenfalls 

deutlich. Über dem gesamtdeutschen 

Durchschnitt von 963 Euro lagen die 

tariflichen Ausbildungsvergütungen im 

Öffentlichen Dienst (1.076 Euro) sowie 

in Industrie und Handel (1.017 Euro), 

darunter in der Landwirtschaft (898 

Euro), im Bereich der freien Berufe (892 

Euro) sowie im Handwerk (850 Euro).  

Eine ausführliche Darstellung der 

Ergebnisse sowie die Möglichkeit zum 

Download von elf Schaubildern finden 

Sie im Beitrag „Tarifliche Ausbildungs-

vergütungen 2020 – Anstieg auch in 

Corona-Zeiten“ im Internetangebot 

des BIBB unter www.bibb.de/ausbil-

dungsverguetung-2020. 

Eine tabellarische Gesamtüber-

sicht über die für 2020 ermittelten Ver-

gütungsdurchschnitte in den erfassten 

Berufen ist abrufbar unter www.bibb.

de/ausbildungsverguetung. z
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Gesetzesänderungen und -initiativen 

BMAS und BMF legen Papier zur 
Anhebung des Mindestlohns und 
Stärkung der Tarifbindung vor 

Das Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales (BMAS) und das Bundes-

ministerium der Finanzen (BMF) haben 

in einem gemeinsamen Eckpunktepa-

pier Forderungen zur Weiterentwick-

lung des Mindestlohns und zur Stär-

kung der Tarifbindung vorgelegt. 

Demnach soll der gesetzliche Mindest-

lohn im Jahr 2022 auf mindestens 12 

Euro ansteigen und der in § 9 Abs. 2 

Mindestlohngesetz (MiLoG) vorgese-

hene Prüfkatalog, der der Mindest-

lohnkommission für ihre Anpassungs-

entscheidung gesetzlich vorgegeben 

ist, ergänzt werden. Künftig soll die Min-
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Aus den Verbänden 

Rolf Zimmermanns neuer 
Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Rentenversicherung 
Rheinland 

Rolf Zimmermanns aus Mönchen-

gladbach ist neuer alternierender Vor-

standsvorsitzender der Deutschen 

Rentenversicherung Rheinland. Der 

Vorstand des Düsseldorfer Rentenver-

sicherers wählte ihn als Vertreter der 

Arbeitgeber in dieses Ehrenamt. 

Der 58-Jährige ist Rechtsanwalt in 

Düsseldorf sowie Syndikusrechtsanwalt 

und Justiziar der BAUVERBÄNDE NRW 

e.V., einem Arbeitgeberverband, der 

die Interessen des Baugewerbes in 

NRW wahrnimmt. 

Sein neues Ehrenamt teilt sich Rolf 

Zimmermanns mit Dr. Sabine Graf aus 

Düsseldorf, die in der Selbstverwaltung 

die Versichertenseite vertritt. Graf ist 

stellvertretende Vorsitzende des DGB-

Bezirks NRW. 

Rolf Zimmermanns engagiert sich 

bereits seit dem Jahr 2011 als Vor-

standsmitglied in der Selbstverwaltung 

der Deutschen Rentenversicherung 

Rheinland. Er folgt auf Dietmar Meder, 

der im November letzten Jahres ver-

storben ist. 

Die Deutsche Rentenversicherung 

Rheinland mit Hauptsitz in Düsseldorf 

zahlt monatlich rund 1,33 Millionen 

Renten. Mit ihrem Beratungsnetz ist sie 

in allen Fragen der Altersvorsorge und 

Rehabilitation regionaler Ansprech-

partner in den Regierungsbezirken 

Köln und Düsseldorf. Darüber hinaus ist 

sie Träger von sechs Rehabilitationskli-

niken. 

Christine Breuer neue Mitarbeiterin 
im UVH-Team 

Frau Christine Breuer verstärkt seit 

dem 1. März 2021 als neue Mitarbeite-

rin das Team in der Geschäftsstelle des 

Unternehmerverbandes Handwerk 

NRW. Frau Breuer war in der Hand-

werkskammer Düsseldorf in den Abtei-

lungen Betriebsberatung und Akade-

mie tätig. Dabei hat sie auch viele 

Kontakte zur Landeshandwerksorgani-

sation HANDWERK.NRW aufgebaut. 

Durch ihre vielseitige Berufserfahrung 

in der Handwerksorganisation bringt 

sie als Ansprechpartnerin im Sekreta-

riat des Unternehmerverbandes 

ideale Voraussetzungen mit. Frau Chris-

tine Breuer ist in der UVH-Geschäfts-

telle unter Tel. 02 11/30 06 52-14 oder 

per E-Mail unter: breuer@uvh-nrw.de 

erreichbar. 

Friseurhandwerk fordert 
Impfangebote für Friseure. 

Mit dem Re-Start des Friseurhand-

werks am 1. März 2021 und insbeson-

dere im Hinblick auf den Beginn einer 

dritten Corona-Infektionswelle müssen 

Friseurinnen und Friseure als körper-

nahe Dienstleister jetzt in der Impfrei-

henfolge berücksichtigt werden. „Es 

sind jetzt rasche Impfangebote für die 

Friseure geboten“, fordert Harald Esser, 

Präsident des Zentralverbandes des 

Deutschen Friseurhandwerks (ZV). 

„Kaum eine weitere Berufsgruppe 

kommt seinen Kundinnen und Kunden 

so nah wie Friseure. Wir müssen zeitnah 

in die Impfkampagne einbezogen 

werden.“ 

Das Friseurhandwerk erwartet eine 

Perspektive für seine 80.000 Salons. Ra-

sche Impfangebote für die 240.000 Be-

schäftigten sind ein Weg aus der Krise 

und könnten einen dritten Lockdown 

der Branche vorbeugen. z
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destlohnkommission im Rahmen des 

Prüfkriteriums „angemessener Mindest-

schutz für Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer“ auch den Gesichtspunkt 

der Armutsgefährdung maßgeblich 

berücksichtigen müssen. Von einer Ar-

mutsgefährdung soll dann ausgegan-

gen werden, wenn bei einem auf Voll-

zeitbasis erzielten Entgelt die Schwelle 

von 60 Prozent des Medianlohns unter-

schritten wird. Ferner soll durch einen 

neuen § 1a MiLoG geregelt werden, 

dass Zuschläge und Zulagen nicht 

mehr auf den Mindestlohn angerech-

net werden dürfen. Die Ausnahmen für 

Langzeitarbeitslose in den ersten 

sechs Monaten ihrer Beschäftigung 

nach § 22 Abs. 4 S. 1 MiLoG sowie für 

minderjährige Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung in § 22 Abs. 2, 1. Alt. 

MiLoG sollen aufgehoben werden. Die 

Ministerien beabsichtigen des Weite-

ren die Aufzeichnungspflichten in 

Bezug auf die Arbeitszeit auszuweiten, 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

bei der Durchsetzung der Mindest-

lohnansprüche besser zu informieren 

und zu unterstützen. 

Im Rahmen des Tarifrechts planen 

BMAS und BMF ein Bundestariftreue-

gesetz einzuführen, wonach öffent -

liche Aufträge nur noch an Unter -

nehmen vergeben werden dürfen, die 

ihren Arbeitnehmern die durch 

Rechtsverordnung festgesetzten tarif-

vertraglichen Entlohnungsbedingun-

gen gewähren. Durch Rechtsverord-

nung des BMAS soll auf Antrag einer 

Tarifvertragspartei bestimmt werden, 

dass die von ihr vereinbarten Entloh-

nungsbedingungen bei der Ausfüh-

rung öffentlicher Aufträge verbindlich 

einzuhalten sind. Für Bereiche ohne Ta-

rifverträge soll für öffentliche Aufträge 

ein bundesweiter Vergabemindestlohn 

von 60 Prozent des Medianlohns ein-

geführt werden und Unternehmen, die 

entsprechende Aufträge annehmen, 

sollen Beginn, Ende und Dauer der 

täglich für den jeweiligen Auftrag ver-

wendeten Arbeitszeit ihrer Beschäftig-

ten elektronisch dokumentieren müs-

sen. Festgelegte Vertragsstrafen und 

Sanktionen sollen auch für vom Auf-

tragnehmer eingeschaltete Subunter-

nehmen gelten, die die maßgeblichen 

Entlohnungsbedingungen nicht ge-

währen. Tarifgebundene Unterneh-

men sollen durch eine Regelung im 

Nachweisgesetz von gesetzlichen 

Nachweispflichten (Entgelt, Arbeitszeit, 

Urlaub und Kündigungsfristen) ausge-

nommen und von Bürokratie entlastet 

werden. Die Autoren des Papiers wol-

len darüber hinaus für tarifgebundene 

Unternehmen ein „Sozialpartner-Güte-

siegel“ einführen, welches die Tarifbin-

dung für Verbraucher sichtbar ma-

chen soll. 

Auch wenn die Vorschläge aus 

dem BMAS und BMF in der aktuellen 

Legislaturperiode kaum mehr umge-

setzt werden dürften, so wird dennoch 

deutlich, mit welchen weiter drohen-

den massiven Eingriffen in die Tarifau-

tonomie und die Koalitionsfreiheit die 

Branchen in den nächsten Jahren 

konfrontiert sein dürften. Hier gilt es, 

wachsam zu sein und sich nach Kräf-

ten zu wehren. 

Lieferkettengesetz: Einigung 
innerhalb der Bundesregierung 

Die Bundesministerien für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung (BMZ) und Arbeit und Sozia-

les (BMAS) konnten sich mit dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie (BMWi) auf einen Referenten-

entwurf für ein Lieferkettengesetz eini-

gen, das die Festlegung von Sorgfalts-

pflichten im Hinblick auf international 

anerkannte Menschenrechte vorsieht. 

Der Kompromiss bleibt deutlich hinter 

dem ursprünglichen Entwurf eines 

Sorgfaltspflichtengesetz zurück, der 

noch eine Haftung deutscher Unter-

nehmen für Verstöße vorsah. Der Refe-

rentenentwurf wird dem Kabinett vo-

raussichtlich Mitte März 2021 zur 

Beschlussfassung vorgelegt. Über den 

endgültigen Gesetzesentwurf soll der 

Bundestag noch in der jetzigen Legis-

laturperiode abstimmen. Betroffen sind 

ab dem geplanten Inkrafttreten 2023 

zunächst nur Personen- und Kapital-

gesellschaften nach deutschem und 

ausländischem Recht, die in Deutsch-

land ansässig sind und mehr als 3000 

Arbeitnehmern im gesamten Konzern 

beschäftigen. Ab 2024 soll das Liefer-

kettengesetz auch für kleinere Unter-

nehmen mit mehr als 1000 Beschäftig-

ten gelten. Damit wären ab 2023 ca. 

650 Unternehmen, ab 2024 ca. 2.900 

Unternehmen direkt betroffen. Haupt-

bestandteil des neuen Lieferkettenge-

setzes soll die Festlegung von men-

schenrechtlichen Sorgfaltspflichten für 

Unternehmen sein. Dazu müssen Un-

ternehmen ihre Risiken innerhalb ihrer 

Lieferkette ermitteln und bewerten, 

um auf dieser Grundlage Maßnah-

men ergreifen zu können. Als relevante 

Risikofelder benennt das Gesetz dabei 

insbesondere Zwangsarbeit, Kinderar-

beit, Diskriminierung, Verstoß gegen 

die Vereinigungsfreiheit, problemati-

sche Anstellungs- und Arbeitsbedin-

gungen und Umweltschädigungen. 

Unternehmen sollen damit künftig 

 gewährleisten, dass es im eigenen Ge-

schäftsbereich und bei ihren unmittel-

baren Zulieferern zu keinen Menschen-

rechtsverstößen kommt. Mittelbare 

Zulieferer in der Kette bis hin zum Roh-

stofflieferanten müssen dagegen nur 

abgestuft überprüft werden. Eine Risi-

koanalyse müssen  

http://www.uvh-nrw.de
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Unternehmen hier nur dann vorneh-

men, wenn Beschwerden von Mitar-

beitern eines mittelbaren Zulieferers 

das deutsche Unternehmen errei-

chen. Als Konsequenz der Risiko -

analyse müssen Unternehmen Maß-

nahmen ergreifen, um ermittelten 

negativen Auswirkungen vorzubeu-

gen, sie zu minimieren und zu behe-

ben. Betroffene Unternehmen werden 

zudem verpflichtet, jährlich öffentlich 

einen Bericht über die tatsächlich und 

potentiell nachteiligen Auswirkungen 

ihres unternehmerischen Handelns auf 

die Menschenrechte vorzulegen. So-

wohl bei der Pflicht zur Risikoanalyse, 

als auch bei der Verpflichtung zur Er-

greifung von Folgemaßnahmen soll es 

sich nicht um eine Erfolgspflicht, son-

dern um eine Bemühenspflicht han-

deln. Nach derzeitigem und auch 

künftigem Stand haften Unternehmer 

nach deutschem Recht nicht für aus-

ländische Schadensfälle anderer Un-

ternehmen in der globalen Lieferkette. 

Denn die Neuregelung sieht nach wie 

vor keine Haftungsregelung vor. Künf-

tig soll das Bundesamt für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle die Einhaltung 

der Sorgfaltspflichten überwachen 

und vor Ort Kontrollen bei Unterneh-

men durchführen. Zudem können Be-

schwerden von Betroffenen direkt dort 

gemeldet werden. Bei Missachtung 

der Sorgfaltspflichten sieht das Liefer-

kettengesetz Sanktionen in Form von 

Zwangs- und Bußgeldern vor. Die Höhe 

soll dabei bis zu zehn Prozent des Um-

satzes eines Unternehmens betragen. 

Des Weiteren können Unternehmen 

gegen die bereits ein hohes Bußgeld 

verhängt wurde, für bis zu drei Jahre 

von öffentlichen Aufträgen ausge-

schlossen werden. 

Gesetz zur Änderung der 
Handwerksordnung  

Am 10. Februar 2021 hat das 

 Bundeskabinett den Entwurf eines 

Fünften Gesetzes zur Änderung der 

Handwerksordnung und anderer 

handwerksrechtlicher Vorschriften ver-

abschiedet. Damit wird das parlamen-

tarische Gesetzgebungsverfahren für 

dieses Gesetz eröffnet. Dieser Novelle 

ging im letzten Jahr das 4. Gesetz zur 

Änderung der Handwerksordnung vo-

raus, das am 14. Februar 2020 in Kraft 

getreten ist. Damit war die Zulassungs-

pflicht für 12 Gewerke eingeführt wor-

den, die sich bis dahin in der Anlage B 

befanden. Die damaligen Änderun-

gen zogen weitere Folgeanpassungen 

in der Handwerksordnung nach sich, 

die jetzt in dem 5. Gesetz zur Ände-

rung der Handwerksordnung geregelt 

werden sollen. 

Ursprünglich enthielt der Referen-

tenentwurf in den §§ 52 Abs. 1 HwO 

und 61 Abs. 2 HwO auch zwei Ände-

rungen, die die Aufgaben der Innun-

gen und ihrer Innungsverbände im Be-

reich des Tarifgeschehens stärker 

betonen sollten. Dazu gehörten einer-

seits die sprachliche Hervorhebung 

des Abschlusses von Tarifverträgen in 

§ 52 Abs. 1 HwO durch den Halbsatz 

„wozu in besonderem Maße der Ab-

schluss von Tarifverträgen gehört“ und 

andererseits eine geplante Ergänzung 

in § 61 Abs. 2 HwO zu einem künftigen 

Beschluss der Innungsversammlung 

über die Erteilung und Aufhebung 

eines Verhandlungsmandates gegen-

über einem Innungsverband zum Ab-

schluss eines Tarifvertrages oder den 

Abschluss oder die Kündigung eines 

Tarifvertrages. 

Beide Änderungen stießen auf Kri-

tik und Ablehnung vieler Bundes- und 

Landesinnungsinnungsverbände und 

des Unternehmerverbandes Hand-

werk NRW, da dadurch u.a. das Sys-

tem der Verbandstarifierung in Frage 

gestellt worden wäre. 

Während der vom Bundeskabinett 

verabschiedete Gesetzentwurf an der 

Änderung des § 52 Abs. 1 HwO fest-

hielt, ist die geplante Ergänzung in § 

61 Abs. 2 HwO nicht mehr im Gesetz-

entwurf enthalten.  

Gegenüber dem Referentenent-

wurf wurden noch weitere Änderun-

gen in den §§ 48 Abs. 7 (Zahl der Stell-

vertreter/-innen für Mitglieder im 

Meisterprüfungsausschuss), 91 Abs. 2b 

(Möglichkeit der Beteiligung der 

Handwerkskammern an internationa-

len Berufsbildungsprojekten) und 122a 

(Übergangsfrist für das Inkrafttreten 

der neuen Meisterprüfungsvorschrif-

ten) vorgenommen.  

Nach derzeitigem Zeitplan soll der 

Entwurf in zweiter und dritter Lesung 

am 6./7. Mai 2021 im Deutschen Bun-

destag beraten werden. Die zweite 

und abschließende Beratung im Bun-

desrat soll demzufolge am 28. Mai 

2021 erfolgen. Mit den üblichen Zeiten 

für die Ausfertigung und Bekanntma-

chung ist mit einem Inkrafttreten der 

HwO-Änderungen im Juli/August 2021 

zu rechnen. z
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Geringfügiger Urlaubsanspruch bei 
Kurzarbeit „Null“ 

Das Landesarbeitsgericht Düssel-

dorf hat mit Urteil vom 12. März 2021, 

Az. 6 Sa 824/20, entschieden, dass der 

gesetzliche Urlaubsanspruch für jeden 

vollen Monat der Kurzarbeit Null um 

1/12 gekürzt werden kann. Die Kläge-

rin ist seit dem 1. März 2011 als Ver-

kaufshilfe mit Backtätigkeiten bei der 

Beklagten, einem Betrieb der System-

gastronomie, beschäftigt. Sie ist in 

einer Drei-Tage-Woche in Teilzeit tätig. 

Vereinbarungsgemäß stehen ihr pro 

Jahr 28 Werktage bzw. umgerechnet 

14 Arbeitstage Urlaub zu. Ab dem 

1. April 2020 galt für die Klägerin in-

folge der Corona-Pandemie von April 

bis Dezember wiederholt Kurzarbeit 

Null. In den Monaten Juni, Juli und Ok-

tober 2020 bestand diese durchge-

hend. Im August und September 2020 

hatte die Beklagte ihr insgesamt 11,5 

Arbeitstage Urlaub gewährt. Die Klä-

gerin ist der Ansicht, die Kurzarbeit 

habe keinen Einfluss auf ihre Urlaubs-

ansprüche. Konjunkturbedingte Kurz-

arbeit erfolge nicht auf Wunsch des 

Arbeitnehmers, sondern im Interesse 

der Arbeitgeberin. Kurzarbeit sei auch 

keine Freizeit. So unterliege sie wäh-

rend der Kurzarbeit Meldepflichten. 

Auch könne die Arbeitgeberin die 

Kurzarbeit kurzfristig vorzeitig beenden, 

weswegen es an einer Planbarkeit der 

freien Zeit fehle. Sie begehrt deshalb 

die Feststellung, dass ihr für das Jahr 

2020 der ungekürzte Urlaub von 14 Ar-

beitstagen zustehe, d.h. noch 2,5 Ar-

beitstage. Dem tritt die Arbeitgeberin 

entgegen. Mangels Arbeitspflicht 

während der Kurzarbeit Null entstün-

den keine Urlaubsansprüche. Sie habe 

deshalb den Urlaubsanspruch der Klä-

gerin für 2020 bereits vollständig erfüllt. 

Die 6.Kammer des Landesarbeitsge-

richts Düsseldorf hat die Klage ebenso 

wie das Arbeitsgericht Essen abgewie-

sen. Aufgrund der Kurzarbeit Null in 

den Monaten Juni, Juli und Oktober 

2020 hat die Klägerin in diesem Zeit-

raum keine Urlaubsansprüche gemäß 

§3 Bundesurlaubsgesetz erworben. Der 

Jahresurlaub 2020 steht ihr deshalb nur 

anteilig im gekürzten Umfang zu. Für 

jeden vollen Monat der Kurzarbeit Null 

war der Urlaub um 1/12 zu kürzen, was 

sogar eine Kürzung um 3,5 Arbeitstage 

ergeben würde. Im Hinblick darauf, 

dass der Erholungsurlaub bezweckt, 

sich zu erholen, setzt dies eine Ver-

pflichtung zur Tätigkeit voraus. Da 

während der Kurzarbeit die beidersei-

tigen Leistungspflichten aufgehoben 

sind, werden Kurzarbeiter wie vorüber-

gehend teilzeitbeschäftigte Arbeit-

nehmer behandelt, deren Erholungs-

urlaub ebenfalls anteilig zu kürzen ist. 

Dies entspricht dem Europäischen 

Recht, weil nach der Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofs wäh-

rend Kurzarbeit Null der europäische 

Mindesturlaubsanspruch aus Art. 7 

Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG nicht 

entsteht. Das deutsche Recht enthält 

dazu keine günstigere Regelung. 

Weder existiert diesbezüglich eine spe-

zielle Regelung für Kurzarbeit noch er-

gibt sich etwas anderes aus den Vor-

schriften des Bundesurlaubsgesetzes. 

Insbesondere ist Kurzarbeit Null nicht 

mit Arbeitsunfähigkeit zu vergleichen. 

An alledem hat der Umstand, dass die 

Kurzarbeit der Klägerin durch die Co-

rona-Pandemie veranlasst ist, nichts 

geändert. z
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Aus der Rechtsprechung 

Nutzen Sie ab sofort auch unsere neue 
Internetadresse für die aktualisierte UVH-Homepage:  

www.uvh-nrw.de

http://www.uvh-nrw.de
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Nachstehend geben wir Ihnen die 
Neu- und Wiederberufungen der eh-
renamtlichen Richter aus dem Hand-
werk in Nordrhein-Westfalen be-
kannt: 

Landesarbeitsgericht: 
n Düsseldorf 

Christian Flüss, Werkzeugmacher-Meis-

ter HW, Wuppertal 

n Hamm 

Karsten Lamm, Bäckermeister, Bielefeld 

Peter Legsding, Friseurmeister, Bochum 

Ulrike Schettler, Kfz-Betriebswirtin, Bie-

lefeld 

 

Arbeitsgerichte: 
n Aachen 

Matthias Jünemann, Metallbauermeis-

ter, Erkelenz 

Robert Kauhl, Fliesen-, Platten und Mo-

saikleger, Geilenkirchen 

Olaf Lengersdorf, Geschäftsführer, Hü-

ckelhoven 

Frank Rozman, Metallbauer-Meister 

und Schweißfachmann, Hückelhoven 

René Stegemann, Kfz-Sachverständi-

ger, Gangelt 

Ingo Windeln, Geschäftsführer, Was-

senberg 

n Arnsberg 

Tanja Weber-Hillebrandt, Friseurmeiste-

rin, Olsberg 

n Bielefeld 

Frank Brüggemann, Kaufmann – Sani-

tär-Heizung-Klima,  

Geschäftsführender Gesellschafter, 

Versmold 

Andreas Drenkelforth, Friseurhand-

werk, Gütersloh 

n Bonn 

Thomas Rendenbach, Meister Installa-

teur- und Heizungsbauer-Handwerk-

Unternehmer, Euskirchen 

n Dortmund 

Joachim Freund, Bauingenieur, Dort-

mund 

Christian Tewes, Dipl.-Ing. E-Technik, 

Dortmund 

Hans-Jürgen Weinrich c/o Motorad-

haus Winckler, Unternehmensberater,  

Werne-Stockum 

n Düsseldorf 

Andreas Wolfgang Dahms, Dipl.-Ing. 

(FH) E-Technik, Geschäftsführer, Düssel-

dorf 

Ulrike Kahmann, Gesellschafter Ge-

schäftsführerin/Elektrotechnikerin,  

Dipl.-Betriebswirtin (FH), Düsseldorf 

n Duisburg 

Kerstin Wendt, staatlich geprüfte Be-

triebswirtin/Verkehrsfachwirtin, Moers 

n Gelsenkirchen 

Markus Kabuth, Bauingenieur, Gelsen-

kirchen 

Ralf Wünnemann, Elektromeister, Glad-

beck 

n Hamm 

Thomas Lüke, Metallbauermeister, 

Hamm 

n Herford 

Friedrich Wilhelm Landermann, Dipl.-

Betriebswirt, Bad Salzuflen 

n Köln 

Leon Schnarr, Personalleiter, Düsseldorf 

n Krefeld 

Guido Wolters, Arbeitgeber, Geschäfts-

führender Gesellschafter, Krefeld 

n Mönchengladbach 

Peter Boden, Buchbindermeister, Mön-

chengladbach 

n Paderborn 

Michaela Just, Assistentin der Ge-

schäftsführung, Büren 

Barbara Kramps, Friseurin und Kosme-

tikerin, Altenbeken 

n Siegburg 

Thomas Stangier, Friseur, Morsbach 

Johannes Stöcker, Unternehmer, Wiehl 

n Siegen 

Harald Görnig, Metallbauermeister, 

Kreuztal 

n Solingen 

Petra Weisheit, Finanzbuchhaltung/

Prokura, Solingen 

n Wuppertal 

Jörg von Polheim, Bäckermeister, Hü-

ckeswagen 

 

Sozialgericht Duisburg 
Jörg Donicht, Geschäftsführer, Proku-

rist, Betriebsleiter, Oberhausen 

Frank Klimmek, Feinwerkmechaniker, 

Straelen 

Tobias Koppen, Elektrotechnikermeis-

ter, Betriebswirt, Oberhausen 

Andreas Lehmann, Heizung-Sanitär 

Meister, Sachverständiger für  

Sach-Haftpflichtschäden, Oberhausen 

Martin Link, Goldschmied, Geldern 

Markus Lotze, Friseurmeister, Mülheim 

an der Ruhr z
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Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber 
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Unternehmerverband  

Handwerk NRW  

Landesvereinigung der 

Fachverbände des Handwerks 

Georg-Schulhoff-Platz 1 

40221 Düsseldorf 

Telefon:     0211/30 82 36 

                 0211/30 06 52-0  

Telefax:     0211/39 75 88 

                 0211/30 06 52-10 

e-Mail:      kontakt@uvh-nrw.de 

Internet:   www.uvh-nrw.de 

 

Satz: 
Stilus Grafik 

Telefon:     0 2161/3 03 49 60 

e-Mail:      service@stilus-grafik.de 

Internet:   www.stilus-grafik.de

Jahr/Monat             Nordrhein-Westfalen                        Deutschland 
                              Index               %-Ver-               Index              %-Ver- 
                                                     änderung                                 änderung 

       2005                    93,1                    1,7                     92,5                   1,6  

       2006                    94,3                    1,3                     93,9                   1,5  

       2007                    96,4                    2,2                     96,1                   2,3  

       2008                    98,7                    2,4                     98,6                   2,6  

       2009                    99,0                    0,3                     98,9                   0,3  

       2010                  100,0                    1,0                   100,0                   1,1 

       2011                  102,2                    2,2                   102,1                   2,1 

       2012                  104,1                    1,9                   104,1                   2,0 

       2013                  105,8                    1,6                   105,7                   1,5 

       2014                  107,0                    1,1                   106,6                   0,9 

       2015                  107,3                    0,3                   106,9                   0,3 

       2016                  107,9                    0,6                   107,4                   0,5 

       2017                  109,8                    1,8                   109,3                   1,8 

       2018                  111,9                    1,9                   111,4                   1,9 

       2019                  105,3                    1,5                   105,3                   1,4 

       2020                  105,8                    0,5                   105,8                   0,5 

 
Jan.    20                  105,3                    1,8                   105,2                   1,7 

Feb.    20                  105,8                    1,8                   105,6                   1,7 

März   20                  105,8                    1,4                   105,7                   1,4 

April    20                  106,1                    0,8                   106,1                   0,9 

Mai     20                  106,0                    0,5                   106,0                   0,6 

Juni     20                  106,6                    0,9                   106,6                   0,9 

Juli      20                  105,9                  –0,2                   106,1                 –0,1 

Aug.    20                  105,9                  –0,2                   106,0                   0,0 

Sep.    20                  105,7                  –0,3                   105,8                 –0,2 

Okt.     20                  105,9                  –0,2                   105,9                 –0,2 

Nov.    20                  105,0                  –0,4                   105,0                  –0,3 

Dez.    20                  105,5                  –0,4                   105,5                  –0,3 

 

Jan.    21                  106,4                    1,0                   106,3                   1,0

Verbraucherpreisindex (Index 2010 = 100)
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